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Der See in seiner ursprünglichen Ausdehnung. Foto: Landesarchiv Das Schrumpfen der Wasserfläche ist deutlich sichtbar. Foto: Landesamt für Geoinformation

Von Torsten Schöll

W arum viele Seen in Oberschwaben 
zu verlanden drohen und wie man 
diese Entwicklung stoppen oder 

zumindest verlangsamen kann, dafür ist der 
Alte Weiher im oberschwäbischen Altshau-
sen ein gutes Beispiel. 1968 zeigt das Luftbild 
ein scheinbar noch weitgehend offenes Ge-
wässer. Auf Höhe des Bachzulaufs ist der See 
genauso breit wie nahe dem Stauwall an sei-
nem südöstlichen Ende. Nur einzelne Schilf-
inseln sind schon zu erkennen. 

Mehr als 50 Jahre später hat der Weiher 
die Form eines Trichters. Das Areal am Zu-
fluss ist weitgehend verlandet. In den breiten 
Schilfstreifen wachsen Pionierpflanzen wie 
die Birke. Die halbe Wasserfläche ist seit 
1968 verschwunden. So weit die schlechte 
Nachricht.

Der Nährstoffeintrag hat zugenommen
Tatsächlich verlandet der seit 1276 existie-
rende Weiher schon, solange  er besteht. Ur-
sprünglich war der von Rittern des Deut-
schen Ordens angelegte See ein 75 Hektar 
großer Fischteich. 1880 war nur noch rund 
die Hälfte davon übrig. Der natürlicher Alte-
rungsprozess des Stehgewässers hat sich im  
20. Jahrhundert  dann enorm beschleunigt.  
Grund: Zum natürlichen Eintrag von Nähr-
stoffen, die das Pflanzen- und Algenwachs-
tum im Wasser fördern, kam mit der wach-
senden Bevölkerung jede Menge menschen-
gemachter Nährstoffeintrag hinzu.

„Die Nährstoffe kommen aus Abwässern, 
der Landwirtschaft und aus der Luft“, erklärt 
Kathleen Rathenow, Geoökologin im Regie-
rungspräsidium Tübingen und Mitarbeiterin 
beim Aktionsprogramm zur Sanierung der 
oberschwäbischen Seen. „Noch vor 40 bis 50 
Jahren gab es im Umfeld des Weihers keine 
zentrale Abwasserbehandlung“, berichtet 
die 34-jährige Wissenschaftlerin. Vor allem 
das im häuslichen Abwasser reichlich ent-
haltene Phosphor könne von Wasserpflan-
zen unmittelbar verwertet werden.

Zum Nährstoffeintrag durch die Abwäs-
ser, die ab den 1970er Jahren im Zuge des 
Ausbaus und der technischen Weiterent-
wicklung von Kläranlagen langsam zurück-
ging, kam es zu einem weiteren Nährstoff-
schub durch die zunehmende Intensivierung 
der Landwirtschaft. Soll heißen: Die über-
mäßige Düngung der umliegenden Felder 
mit Gülle führte trotz Verbesserungen bei 
der Abwasserreinigung zu einer fortschrei-
tenden künstlichen Alterung des Sees.

„Wer zu viel isst, wird rasch dick“, be-
schreibt Rathenow das Problem. „Und genau 
so ist es mit den Seen auch.“ Durch ein Über-
maß an Nährstoffen wächst die Biomasse im 
Wasser schneller, als sie auf natürliche Weise 
abgebaut werden kann. Pflanzen und Algen 
sterben ab, sinken auf den Grund des Gewäs-
sers und bilden dort Schlamm. Die Folge: Der 
See verlandet von seinen Rändern her.

Dass der immer größer werdende Schilf-
streifen, der auf dem Schlamm gedeiht, 
gegenwärtig ein ökologisch wertvoller Le-
bensraum für Tiere und Pflanzen darstellt, 
ist  nur auf den ersten Blick ein positiver 
Nebeneffekt. „Erstens ist auch das Freiwas-
ser ökologisch wertvoll“, sagt Rathenow. 
„Vor allem aber würde der See ohne Gegen-
maßnahmen irgendwann ganz verschwin-
den, und es würde sich Wald ausbreiten.“

Nicht zu unterschätzen sei auch, dass die 
Gewässer Oberschwabens dem Hochwasser-
schutz und den Gemeinden als Löschwasser-
reservoir dienen. Hinzu kommt die Freizeit-

nutzung, die „ein großes Thema ist“, so Ra-
thenow. Auch der Alte Weiher ist im Sommer 
das Freibad von Altshausen.

Viele  Stehgewässer in Oberschwaben
„Wir versuchen deshalb im seit 1989 be-
stehenden Seenprogramm den Nährstoff-
eintrag in die Stehgewässer zu reduzieren, 
damit die Verlandung verlangsamt wird“, er-
klärt die Geoökologin. „Im Abwasserbereich 
wurde in den letzten 30 Jahren viel erreicht.“ 
Aber auch der Nährstoffeintrag durch die 
Landwirtschaft werde zum Beispiel durch 
vertraglich gesteuerte Extensivierung zu-
nehmend kontrolliert. „Die Verluste, die den 
Landwirten durch extensiven Anbau entste-
hen, werden durch Fördermittel ausgegli-
chen“, sagt Rathenow. Hinzu kommen weite-
re  Sanierungsmaßnahmen wie das Anlegen 
von Pufferstreifen um die Seen und Weiher 
oder der Bau von Sedimentauffangbecken. 

Rund 100 natürliche Seen und im Mittel-
alter angelegte Weiher werden im Seenpro-
gramm des Bodenseekreises, der Landkreise 
Biberach, Ravensburg und Sigmaringen so-
wie des Regierungspräsidiums Tübingen be-
treut. Insgesamt gibt es in Oberschwaben 
aber mehr als 2000 dieser stehenden Gewäs-
ser. Beim Alten Weiher in Altshausen haben 
die Maßnahmen gefruchtet: Von den ur-
sprünglichen 75 Hektar Wasserfläche waren 
1964 noch 18 Hektar übrig. 1988 waren es 
noch zehn. Doch seitdem, das zeigen Aus-
wertungen aktueller Luftbilder, ist der Alte 
Weiher nur noch marginal geschrumpft.

Warum  Oberschwabens Seen austrocknen
BW von oben Viele Stehgewässer, die seit langer Zeit die Landschaft Oberschwabens prägen, haben sich im 20. Jahrhundert stark verändert 
und sind „verlandet“.  Mit gezielten Projekten wird seit Jahren mit teils gutem Erfolg  dem Wandel Einhalt geboten.  

Luftbilder Für unser Projekt 
„BW von oben“ haben wir 
20 000 Luftbilder aus dem 
Jahr 1968 aufbereitet – für 
das ganze Land, durchsuch-
bar nach Adressen und je-
weils mit der heutigen An-
sicht vergleichbar. Unsere 
Zeitung kooperiert dafür mit 

dem Landesamt für Geoin-
formation und Landent-
wicklung (aktuelle Luftbil-
der) und dem Landesarchiv 
(Luftbilder von 1968). 

Zugang Die Luftbilder-An-
wendung ist frei im Netz 
zugänglich. Höhere Zoom-

stufen sowie die meisten 
bislang erschienenen Beiträ-
ge sind Digitalabonnenten 
vorbehalten – für Printabon-
nenten gegen geringen Auf-
preis.    jgp

www.stuttgarter-zeitung.de/
bw-von-oben

WIE SIE AN 20 000 WEITERE LUFTBILDER AUS 1968 KOMMEN

genen Jahr und appellierte an die Richter, 
auch in dieser Sache zugunsten der künfti-
gen Generationen zu urteilen. „Wer  sein Ge-
schäftsmodell auf die Zerstörung der Um-
welt aufbaut, der sollte sein Geschäftsmodell 
ändern müssen“, so Palmer.

Zuvor muss die Tübinger Satzung freilich 
zwei juristische Hürden überspringen. Zum 
einen sind Kommunen nur dann befugt, 
Steuern zu erlassen, wenn sich diese kom-
plett auf ihr Gebiet beziehen. Das wäre im 
vorliegenden Fall weitgehend unproblema-
tisch bei Steuern auf Einweggeschirr, das in 
einem Restaurant zur Anwendung kommt. 
Wie es sich allerdings bei Take-away-Pro-
dukten verhält oder gar  am Autoschalter, das 
ist mehr als zweifelhaft.  Das hat auch Tübin-
gen erkannt,  die seit dem 1. Januar dieses 
Jahres erhobene Steuer soll nicht mehr am 
Autoschalter angewendet werden.

Die zweite Hürde verspricht höher zu 
werden. Die Tübinger Steuer darf nicht im 
Widerspruch zu Bestimmungen  des Abfall-
rechts stehen, denn da liegt die alleinige 
Kompetenz zur Regelung beim Bund.   Das 
Verfassungsgericht begründete sein Urteil 
gegen  die Kasseler Steuer seinerzeit haupt-
sächlich mit einem unzulässigen Wider-
spruch der Rechtsordnung.  Die Gegenseite 
argumentiert, dass sich das Abfallrecht  ge-
ändert habe und dass die Abfallvermeidung 
heute um ein Vielfaches höher bewertet wer-
den muss. Die Ansicht des 2. Senats  wird am 
Mittwoch verkündet werden.

sprechung von einst etwas zu ändern. Die  
Anwälte der Stadt Tübingen sind da selbstre-
dend anderer Ansicht. Die Zeiten hätten sich 
geändert, argumentieren sie.

Worum es augenscheinlich geht, machte 
ein halbes Dutzend Mitglieder der Deut-
schen Umwelthilfe  (DUH)  vor dem Gerichts-
gebäude deutlich.  51 000 Tonnen Verpa-
ckungsmüll würden Jahr für Jahr alleine von 
McDonald’s in Deutschland  produziert, sagt 
die Bundesgeschäftsführerin der DUH, das 
seien umgerechnet 2200 Müllwagen.   Ihr Plä-
doyer: Mehrwegverpackungen. In Frank-
reich werde dies bereits bei zehn Filialen mit 
dem goldenen M getestet,   dort solle Einweg-
geschirr in den Restaurants von nächstem 
Jahr an verboten werden. „Bei uns auch“, so 
ihre Forderung.

Tübingens Oberbürgermeister Boris Pal-
mer sieht das ebenso. Obwohl mit fast ein-
stündiger Verspätung zu der Verhandlung 
erschienen, dauerte es nicht lange, bis er die 
Stimme erhob. Er lobte den Klima-Beschluss 
des Bundesverfassungsgerichts vom vergan-

Von Christian Gottschalk

E s ist vielleicht nicht die Welt, die in 
diesen Tagen nach Mannheim blickt, 
aber es ist doch eine ganze Menge 

deutscher Städte und Kommunen. Dort, vor 
dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Würt-
temberg, versucht die  Betreiberin der Tübin-
ger McDonald’s-Filiale, die Satzung der Uni-
stadt zu kippen,  die Einwegverpackung be-
steuert und somit Müll vermeiden will.  Das 
haben auch zahlreiche andere Städte vor, 
wollen aber zunächst den Ausgang des 
Rechtsstreits abwarten.

Das Urteil soll bereits am Mittwoch ver-
kündet werden, der Ausgang ist offen – denn 
die juristische Materie ist so anspruchsvoll 
wie unterschiedlich bewertbar.   Das zeigt 
schon ein Blick in die Geschichte, denn es gilt 
der Grundsatz: alles schon mal da gewesen.  
1991 hatte die Stadt Kassel eine Verpa-
ckungssteuer eingeführt und vom  höchsten 
hessischen Verwaltungsgericht in Kassel  
grünes Licht dafür bekommen. Das Bundes-
verfassungsgericht sah es 1998 aber anders, 
die Steuer wurde gekippt. Auch damals war 
es ein McDonald’s-Betreiber, der sich zur 
Wehr gesetzt hatte.

Peter Bachmann, der die Hamburger-Fi-
liale aus Tübingen vor Gericht vertritt, hatte 
schon seinerzeit als junger Anwalt vor dem 
Bundesverfassungsgericht argumentiert. Er 
sieht  keine Notwendigkeit, an der Recht-

McDonald’s gegen Tübingen vor Gericht
Der Burgerbrater wehrt sich gegen 
die Steuer auf Einweggeschirr 
vor dem Verwaltungsgerichtshof. 
Der wird seine Entscheidung am 
heutigen Mittwoch verkünden. 

Tübingens Oberbürgermeister Boris Palmer 
appellierte an die Richter. Foto: dpa/Tom Weller

Die Entscheidung der Stadt 
Tübingen steht womöglich 
im Widerspruch zu bundesweit 
gültigem Recht.

STUTTGART. Der umstrittene Auftritt des 
Landes mit einem eigenen Pavillon bei der 
Weltausstellung in Dubai hat nach Angaben 
des Wirtschaftsministeriums Hunderttau-
sende von Besuchern angezogen. In den ver-
gangenen sechs Monaten seien mehr als 
600 000 Menschen im Haus auf der Expo ge-
zählt worden, sagte Wirtschaftsministerin 
Nicole Hoffmeister-Kraut (CDU). 

„Ich bin angesichts der Besucherzahlen 
und auch nach meinen persönlichen Eindrü-
cken vor Ort mehr denn je davon überzeugt, 
dass das Projekt jeden Euro für das Land wert 
ist“, fügte Hoffmeister-Kraut hinzu. lsw

 6 0 0  0 0 0  Besucher im 
Expo-Landespavillon

KARLSRUHE. Nach einem tödlichen Überfall 
auf einen 66 Jahre alten Mann in Pforzheim 
stehen seit Dienstag zwei Männer vor dem 
Landgericht Karlsruhe. Zum Prozessauftakt 
räumten sie nach Worten einer Gerichts-
sprecherin ein, am Tattag vor zwei Jahren vor 
Ort gewesen zu sein. Sie schoben sich den 
Angaben zufolge jedoch gegenseitig die 
Schuld für die Tritte zu, an denen ihr Opfer 
letztlich starb. Den 33 und 37 Jahre alten 
Männern wird versuchter Raub und Körper-
verletzung mit Todesfolge zur Last gelegt.

  Laut Anklage hatten die beiden Anfang 
November 2020 dem 66-Jährigen vor dessen 
Wohnhaus aufgelauert, um ihn auszurau-
ben. Sie sollen ihn von hinten überrascht, auf 
den Boden geschubst und ihm gegen den 
Kopf getreten haben. Wenige Tage nach der 
Tat  erlag er  seinen Verletzungen. lsw

Tödlicher Überfall: 
Wer hat zugetreten?

Paketfahrer schleift Arbeiter 
absichtlich mit Auto mit
ELLWANGEN. Ein Paketfahrer soll mit sei-
nem Wagen in Ellwangen (Ostalbkreis) mut-
willig einen Mann  mitgeschleift haben. Das 
52-jährige Opfer wurde laut Polizei leicht 
verletzt. Der Bote sei am Montag auf ein Fir-
mengelände gefahren, als Mitarbeiter des 
Betriebs Kabel und Schläuche aufwickelten. 
Trotz Mahnungen sei der  der 57-Jährige 
über ein  Kabel gefahren. Ein Mitarbeiter 
habe ihn  zur Rede stellen wollen. Dabei hielt 
er sich am Wagen fest. Der Paketfahrer sei 
trotzdem losgefahren. Erst als er an der 
Ausfahrt bremsen musste, konnte sich  der 
52-Jährige fallen lassen.     lsw

Zwei Hausbewohner bei Brand 
schwer verletzt
HORB. Bei einem Brand in Horb (Landkreis 
Freudenstadt) sind zwei Menschen schwer 
verletzt worden. Das Einfamilienhaus sei am 
frühen Dienstagmorgen in Vollbrand gera-
ten, teilte die Polizei mit. Wodurch das Feu-
er ausgelöst wurde, war zunächst unklar. 
Weitere Details wurden ebenfalls noch  nicht 
bekannt.   lsw

Fußgänger auf der Autobahn 
von Lastwagen angefahren
WEINHEIM. Ein Fußgänger war in der Nacht 
zu Dienstag auf der A5 in Weinheim (Rhein-
Neckar-Kreis) unterwegs und ist dort von 
einem Lkw angefahren worden. Der Lastwa-
gen erfasste den Mann mit dem Außenspie-
gel. Er wurde zu Boden geschleudert und 
musste in ein Krankenhaus gebracht 
werden. Warum der Mann zu Fuß auf der 
Autobahn unterwegs war, ist unklar.  Die A 5 
musste  kurzzeitig  gesperrt werden.  lsw

Kurz berichtet

M it einem Pilotprojekt in Ulm setzen 
Justiz- und Innenministerium 
künftig auf eine elektronische 

Strafakte. Die Zusammenarbeit in diesem 
Umfang sei bundesweit einmalig, sagte Jus-
tizministerin Marion Gentges (CDU) bei der 
Vorstellung des Projekts in Ulm.

In einem ersten Schritt setzen das Poli-
zeipräsidium, die Staatsanwaltschaft sowie 
das Amtsgericht in Ulm die elektronische 
Strafakte ein, wie Innenminister Thomas 
Strobl (CDU) sagte. Bis Jahresende soll die di-
gitale Strafakte in Ulm umfassend genutzt 
werden. Landesweit soll dies laut Strobl 2025 
der Fall sein.

Der Austausch der elektronischen Akten 
zwischen den Behörden erfolgt über eine 
verschlüsselte Datenautobahn. Polizei und 
Justiz sollen so künftig zur gleichen Zeit und 
von unterschiedlichen Orten auf die elektro-
nischen Akten zugreifen können. Das werde 
auch große Mengen an Papier einsparen, 
sagte Strobl. Allein am Polizeipräsidium Ulm 

würden bislang laut einer 
Hochrechnung täglich 
rund 50 000 Blatt Papier 
in der Poststelle regist-
riert.

Justizministerin Ma-
rion Gentges bezeichnete 
die Einführung in Ulm als 
„Meilenstein für die Digi-
talisierung der Justiz“. 
Der Vorbereitungen für 

den digitalen Austausch liefen bereits seit 
2018. Die digitale Strafakte soll die Akten-
berge aus Papier vor Gericht gänzlich ver-
schwinden lassen. Auf die e-Akte sollen dazu 
künftig etwa auch Verteidiger oder Neben-
klagevertreter zugreifen können. Zudem soll 
die Akteneinsicht über ein Internetportal 
der Justiz für ganz Deutschland möglich 
werden. Die Kosten für das Projekt bezifferte 
Gentges zu Beginn mit 1,5 Millionen Euro. 
Bis zur landesweit geplanten Nutzung im 
Jahr 2025 würden pro Jahr  zehn  Millionen 
Euro an Kosten hinzukommen.

Der Landesvorsitzende der Gewerkschaft 
der Polizei, Gundram Lottmann, begrüßte 
zur Vorstellung der e-Strafakte, dass damit 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie wei-
ter gefördert werden könne. Die elektronisch 
Strafakte biete die Möglichkeit, Homeoffice 
und mobiles Arbeiten weiter auszubauen. 
Zugleich kritisierte Lottmann die verwende-
te Software noch als fehlerhaft. Der Aus-
tausch funktioniere bislang nicht reibungs-
los, es bestünden noch zahlreiche „Kinder-
krankheiten“, bemängelte er. lsw

Pilotprojekt mit 
elektronischer 
Strafakte in Ulm
Aktenberge aus Papier sollen für 
Staatsanwälte und Kriminalbeamte 
künftig der Vergangenheit angehören.

Auch die 
Verein­bar­keit 
von Beruf und 
Familie kann 
durch die 
e-Strafakte 
gefördert 
werden.


